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ERLASS VON QUARTIERPLAN-VORSCHRIFTEN " ETTINGERSTRASSE " 

Gestützt auf § 4 des kantonalen Baugesetzes (Bau G) vom 
15. Juni 1967 erlässt die Einwohnergemeinde Aesch die 
folgenden Quartierplan-Vorschriften "Ettingerstrasse": 

1. Einleitung 

1.1 Zweck, Grundlagen 

Die Quartierplan-Vorschriften gelten für das Areal 
innerhalb des Quartierplan-Perimeters, wie er im 
Situationsplan durch die schwaiz punktierte Linie 
festgelegt ist. Er umfasst somit folgende Parzellen 
des Grundbuches Aesch: 

Parz. Nr. 451 

Parz. Nr. 452 

Parz. Nr. 454 

Parz. Nr. 455 

Parz. Nr. 457 

Parz. Nr. 458 

Parz. Nr. 1654 

Parz. Nr. 3802 

Total 

Teilfläche 

Teilfläche 

Teilfläche 

200 

2'357 

653 

466 

300 

740 

212 

1 ' 01 3 

5'941 

2. Inhalt der Quartierplan~Vorschriften 

~ m 2 

m2 

m2 

m2 

m2 

m2 

m2 

m2 

m2 

2.1 Bestandteil der Quartierplan-Vorschriften 

Die Vorschriften bestehen aus Quartierplan : 500 und 
Quartierplan-Reglement als verbindlicher Inhalt des Er­
lasses. Sie werden ergänzt durch das Modell alsrich­
tungsweisender Inhalt. 
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2.2 Inhalt und Gliederung des Quartierplanes 

Der verbindliche Inhalt des Quartierplanes ist dar­
gestellt in folgenden drei Teilpl~nen: 

Plan 1 

Plan 2 

Plan 3 

Nutzung / Gestaltung 

Parkierung 

Parzellierung 

3. Lage und Grösse der Baukörper 

3.1 Bestimmungsgrössen 

Lage und Gr6sse der Bauk6rper ergeben sich aus den­
folgenden Bestimmungsgr6ssen: 

Verbindliche Bauflucht, flexible Bauflucht und maximal 
überbaubare Fl~che, als Begrenzung des Grundrisses, 

Geb~udeprofil, als Begrenzung des Aufrisses, sowie 

Nutzungsmass, als Begrenzung des nach aussen in 
Erscheinung tretenden Volumens. 

3.2 Verbindliche Bauflucht' 

1Die verbindliche Bauflucht ist eine Baulinie im Sinne 
von § 86 Absatz 5 Bau G. Die davon betroffene Fassade 
(Bauflucht) muss auf diese Linie gebaut werden. 

2Die verbindlichen Baufluchten sind in Plan 1 festgelegt. 

3.3 Flexible Bauflucht 

1Die flexible Bauflucht ist elne Baulinie im Sinne von 
§ 86 Absatz 5 Bau G. Die davon betroffene Fassade 
(Bauflucht) kann bis max. 1,50 m von dieser'Linie 
abweichen, muss aber grunds~tzlich parallel zur 
flexiblen Bauflucht verlaufen. 

2Die flexible Bauflucht gew~hrleistet die n6tige 
Flexibilit~t bei der Detailgestaltung des Grundrisses. 

3Die flexiblen Baufluchten sind in Plan 1 festgelegt. 
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3.4 Maximal überbaubare Fläche 

1Die maximal überbaubare Fläche ergibt sich aus der 
Begrenzung durch verbindliche Bauflucht und flexible 
Bauflucht, letztere plus 1,50 m. 

2Die nicht überbauten Teile der maximal überbaubaren 
Fläche sind wie die angrenzende Freifläche zu gestalten. 

3Die maximal überbaubare Fläche ist in Plan 1 festgelegt. 

3.5 Gebäudeprofil 

l Das Gebäudeprofil besteht aus Vollgeschossen und Dach­
schoss sowie aus Vorschriften über die maximal zulässigen 
Geschosshöhen, die Dachform und die Dachneigung. 

2 Der Erweiterungsbau Raiffeisenbank ist als zweigeschos-
sige Flachdachbaute vorgesehen. 

3 Die Dachform und die Dachneigung sind in Plan 1 
festgelegt. Von der dort angegebenen· Dachneigung darf 
maximal 5° abgewichen werden. 

4 . 
Die Vollgeschosse dürfen die nachfolgenden Geschoss-

höhen, von OK Fussboden bis OK Decke gemessen, nicht 
überschreiten: 

Vollgeschoss mit gewerblicher Nutzung: 

Vollgeschoss mit Wohnnutzung: 

4,00 m 

2,75 m 

5 Das Dachgeschoss darf eine Kniestockhöhe von maximal 
1,00 m im Licht aufweisen. 

3.6 Nutzungsmass 

1 Das Nutzungsmass ergibt sich aus der maximal zulässigen 
Nutzfläche. 

2zur Nutzfläche werden gerechnet: 

Alle Vollgeschossflächen, inklusive Umfassungs­
mauern, Innenwände, Treppenhäuser, Lift- und 
Leitungsschächte sowie 1/2 der Laubengangfläche. 

Das Dachgeschoss zählt ab einer lichten Höhe von 
2,00 m zur Nutzung. 
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3zur Nutzfläche werden nicht gerechnet: 

Alle nutzbaren unterirdischen Nebenräume wie 
Waschküchen, Trockenräume, Keller- und Lagerräume 
sowie allgemein nutzbare Mieterräume, 

alle unterirdischen Einstellhallenplätze und 
technischen Anlagen, 

Balkone und überdeckte Sitzplätze von Wohnbauten, 

pro Wohnung ein Reduit von maximal 5,00 m2 Grundfläche 
ohne natürliche ~elichtung, 

Wintergärten gemäss ZR 5/63 mit RRB 1661 vom 
30.05.1989 und RRB 2674 vom 27.08.1991, 

eingeschossige Bauten, welche zur Gartengestaltung 
gehören, sowie gedeckte Velo-/Mofa-Abstellplätze. 

Pro Wohnung ist in der Regel im 1. Untergeschoss ein 
Kellerraum von 10 % der Nettowohnfläche sicherzustellen. 

4D 1'" t . t as zu asslge Nu zungsmass lS in Plan 1 festgelegt. 

4. Allgemeine Gestaltungsvorschriften 

4.1 Hochbauten 

1Kubische Erscheinung, Gestaltung, Materialwahl und 
Farbgebung aller Bauten sind aufeinander abzustimmen. 

2Einzelheiten regeln die spezifischen Vorschriften. 

4.2 Dachaufbauten, Dacheinschnitte 

Die Zulässigkeit von Dachaufbauten und Dacheinschnit­
ten ist von Fall zu Fall mit der Ortskernkommission 
abzusprechen. 

Die Bestimmungen von ZR 7/63 sind für den Quartierplan 
"Ettingerstrasse" ausser Kraft. 

4.3 Flachdachbauten 

Der Erweiterungsbau Raiffeisenbank hat sich harmonisch 
in die bestehende Bausubstanz einzufügen. 
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Eingeschossige Flachdachbauten wie Autounterstand, 
Grillplatz, Velo-jMofa-Abstellplätze, sind möglich 
und müssen sich dem Gesamtbild anpassen. 

4.4 Freiflächen 

Die verbindlichen Grünflächen, Baumpflanzungen und 
Beläge der öffentlich zugängigen Fussgängerbereiche 
sind in Plan 1 festgelegt. 

4.5 Mitsprache Gemeinderat 

Dem Gemeinderat steht bezüglich Bau- und Freiflächen­
gestaltung, Farbgebung sowie der Gestaltung von Winter­
gärten ein verbindliches Mitspracherecht zu. 

5. Besondere Vorschriften 

5.1 Nutzungsart 

1wohn-jGeschäftsbau im Sinne von § 16 Absatz 2 Bau G 
für die Bauten an der Ettingerstrasse. Der Anteil 
Geschäftsnutzung darf 50 % der zulässigen Gesamt-

.nutzung nicht übersteigen. 

2Wohnbau im Sinne von § 16 Absatz 1 Bau G für die 
Bauten an der Gartenstrasse; 

5.2 Nebenbauten 

Die Nebenbauten dienen dem Lärmschutz.Sie enthalten 
Velo-jMofa-Abstellplätze, Grillplatz und ähnliche, 
den Anwohnern dienende Einrichtungen. 

5.3 Freiflächengestaltung 

1Entsprechend der Wichtigkeit des Innenhofes kommt 
auch der Freiflächengestaltung besondere Bedeutung 
zu. Der Innenhof soll als Begegnungsraum gestaltet 
werden. 

2Die mit einem öffentlichen Gehrecht zugunsten der 
Einwohnergemeinde belegten Flächen sind als Fuss­
gängerweg mit öffentlichem Platz zu gestalten und 
durch besonderen Belag auszubilden. 
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3Die Beleuchtung der Fussgängerbereiche hat nach 
einheitlichem Konzept zu erfolgen. 

6. Verkehrsanlagen 

6.1 Erschliessung 

l Die Erschliessung, bestehend aus privaten Verkehrs­
flächen, 6ffentlichen und privaten Fusswegen sowie 
Plätzen auf Privatareal, ist in Plan 1 festgelegt. 

2Die Strassenlinien sind verbindlich. 

3Mit dem ersten Baugesuch ist nach Weisungen des 
Tiefbauamtes ein Verkehrs gutachten zu erstellen. 

4Bezüglich Abgeltung eines übermässigen Verkehrs­
aufkommens bleiben die Bestimmungen des kantonalen 
Strassengesetzes und des Regierungsratsbeschluss~s 
Nr. 111 vom 11.01.1972 vorbehalten. 

6.2 Parkierung 

1. b . d' h Dle 0 erlr lSC en 
zur unterirdischen 
festgelegt. 

Parkplätze sowie die Zufahrt 
Einstellhalle sind in Plan 1 

2Die oberirdischen Parkplätze dienen als Ersatz 
für die in Zukunft wegfallenden Parkplätze 6stlich 
der bestehenden Bauten. 

3Die gemäss § 7 der Vollziehungsverordnung zum Bau G 
und gemäss den kantonalen Parkierungsrichtlinien zu 
erstellenden Pflichtparkplätze sind unterirdisch 
gemäss Plan 2 anzuordnen. 

4Die oberirdischen Parkplätze dienen dem Kundenver­
kehr und sind mit einer "Blauen Zone" zu belegen. 
Die Einhaltung der Parkordnung wird durch die Organe 
der Gemeinde vorgenommen. 
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7. Realisierung der Quartierplanung 

7.1 Gestaltungsplan 

Mit dem ordentlichen Baugesuch ist ein Plan Uber 
die Gestaltung und Bepflanzung der Aussenräume ein­
zureichen, der vorn Gemeinderat genehmigt werden muss. 

Dieser Plan enthält: 

den Bodenbelag von Wegen und Plätzen, 

die Lage und Art der Beleuchtung, 

die Bepflanzung und wichtige Bäume, 

die Gestaltung von gemeinsamen Aussenbereichen, 

die Einfriedigung von privaten Gärten, 

die Gestaltung des quartiereigenen Kompostierplatzes. 

7.2 Quartierplan-Vertrag, Baulandumlegung 

1Der Quartierplan-Vertrag ist vor der regierungsrät­
lichen Genehmigung allseitig zu unterzeichnen. 

2pür die 'Realisierung der Quartierplanung haben die 
GrundeigentUrner auf der Basis einer privatrechtlichen 
Vereinbarung (Quartierplan-Vertrag) eine Baulandumlegung 
durchzufUhren. 

3Die Baulandumlegung ist innerhalb 6 Monaten nach 
Genehmigung der Quartierplan-Vorschriften durch den 
Regierungsrat in die Wege zu leiten. 

4Der Quartierplan-Vertrag regelt alle den Grundeigen­
tUmern aus den Quartierplan-Vorschriften erwachsenden 
Rechte und Pflichten. 

7.3 Spätere Parzellierung 

Die spätere Parzellierung der neu zugeteilten Grund­
stUcke ist gestattet, wenn der Bestand der Quartier­
planung dadurch nicht verändert wird. 

7.4 Realisierung einzelner Teilkomplexe 

1Einzelne Bauten können unabhängig voneinander reali­
siert werden. 
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2Bei der Realisierung einzelner Teilkomplexe sind die 
gemeinsamen Wege, Plätze, Grünflächen und Bäume in 
einem Umfang mitzuerstellen, der ein befriedigendes 
Erscheinungsbild gewährleistet. 

7.5 Etappierung unterirdisches Parking 

Die unterirdischen Autoparkierungs-Anlagen sind bei 
Etappierung der Ueberbauung anteilmässig zu erstellen. 
Am Bau und an der Finanzierung der·Parkierungsanlagen 
haben sich die Grundeigentümer anteilmässig zu 
.beteiligen. 

7.6 Gehrecht zugunsten Einwohnergemeinde 

1 Auf den betroffenen, durch die Baulandumlegung neu 
entstandenen Parzellen ist ein Gehrecht zugunsten der 
Einwohnergemeinde Aesch im Grundbuch einzutragen. 

2Das Ausrnass der mit dem Servitut zu belegenden 
Flächen ist in Plan 1 festgelegt. 

7.7 Heizungskonzept 

l Das Heizungskonzept ist energiesparend und umwelt­
freundlich, in enger Zusammenarbeit mit der Gemeinde 
und dem Amt für Umweltschutz und Energie, zu reali­
sieren. Erwünscht ist eine Wärmekraftkoppelungsanlage. 

2. lh' 1 d . I Elnze elten rege t er Quartlerp an-Vertrag. 

7.8 Lärmschutz 

Gemäss Artikel 22 des Bundesgesetzes über den Umwelt­
schutz und Artikel 31. der Lärmschutzverordnung ist 
mit dem Baugesuch der Nachweis 'überdie Einhaltung 
der Immissionsgrenzwerte zu erbringen. 

Grundlag~ dazu bildet der Lärmempfindlichkeitsstufen­
plan der Ge~einde Aesch gemäss RRB Nr. 3267 vom 
22. Okt'ober 1991. 

7.9 Umbauten und Renovationen 

Die Quartierplan-Vorschriften gelten auch für alle 
späteren Umbauten und Renovationen. 
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8. Schlussbestimmungen 

8.1 · Anwendung der Quartierpla.n-Vorschriften 

Der Gemeinderat liberwacht die Anwendung der Quartier­
plan-Vorschriften. Er kann geringfligige Abweichungen 
und Nutzungsverschiebungen zufolge veränderter Ver­
hältnisse in Abwägung der öffentlichen und privaten 
Interessen bewilligen. 

8.2 Aufhebung frliherer Vorschriften 

Alle im Widerspruch zu diesen Quartierplan-Vorschriften 
stehenden, frliheren Vorschriften sind aufgehoben. 

8.3 Inkrafttreten 

l Die Quartierplan-Vorschriften treten mit der 
Genehmigung durch den .Regierungsrat in Rechts­
kraft. 

2Das Baubewilligungsverfahren gemäss §§ 22 und 25 ff 
der Vollziehungsverordnung zum Bau G bleibt vorbehalten. , 

3Die rechtskräftigen Quartierplan-Vorschriften sind 
im Grundbuch anzumerken. 
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